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(Nr. 14217.) Polizeiverordnung über den Vertrieb von Sprengſtoffen und Zündmitteln an den Berg⸗ 
bau. Vom 13. Dezember 1934. 


Auf Grund des . vom 1. Juni 1931 (Gesehſamml. S. 77) wird 
im Benehmen mit dem Miniſter des Innern für den Umfang des preußiſchen Staatsgebiets 
folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 


J. Allgemeine Beſtimmungen für die Zulaſſung von Sprengſtoffen 
und Zündmitteln. 


§ 1. 

(1) An den Bergbau dürfen nur ſolche Sprengſtoffe und Zündmittel vertrieben werden, die 
vom Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit durch Aufnahme in die „Liſte der Bergbauſprengſtoffe und 
⸗zündmittel“ zugelaſſen worden ſind. 

(2) Zu den Zündmitteln gehören: 

a) elektriſche Zünder; 

p) elektriſche Zündmaſchinen; 
e) Minenprüfer; 

d) Zündſchnüre; 

e) Zündſchnuranzünder. 

(3) Als Bergbau gelten alle Betriebe, die nach geſetzlicher Vorſchrift der bergbaupolizeilichen 
Aufſicht unterſtehen. 

§ 2. 

(1) Die Sprengſtoffe und Zündmittel müſſen von den Firmen und auf den Fabriken hergeſtellt 
ſein, die in der Liſte bei dem einzelnen Sprengſtoff oder dem einzelnen Zündmittel eingetragen ſind. 

(2) Sie dürfen nur mit der von dem Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit genehmigten Be⸗ 
zeichnung und Beſchaffenheit vertrieben werden. 


8 3. 
(1) Die Liſte der Bergbauſprengſtoffe und ⸗zzündmittel wird im Miniſterialblatt für Wirt⸗ 
ſchaft und Arbeit veröffentlicht. 


(2) Durch Aufnahme in die Lifte werden Rechte anderer, beſonders Patentrechte, nicht berührt, 
Geſetzſammlung 1935. (14 217—14 218.) 1 
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II. Sonderbeſtimmungen für Geſteins⸗ und Wetterſprengſtoffe. 
A. Beſchaffenheit. 


a) Pulverſprengſtoffe. 
§ 4. 


Pulverſprengſtoffe dürfen nur in gepreßtem oder gekörntem Zuſtande, nicht in Mehlform 
vertrieben werden. 


b) Briſante Sprengſtoffe. 
Allgemeines. 
§ 5. 
Alle feſten Beſtandteile müſſen hinreichend fein ſein und miteinander und mit den flüſſigen 


oder gelatinöſen Beſtandteilen gleichmäßig vermengt ſein. Aluminium darf auch in Blättchenform 
verwandt werden. 


§ 6. 
Sprengſtoffe, die für den Grubenbetrieb unter Tage beſtimmt ſind, müſſen auf Sauerſtoff⸗ 
gleichheit oder Sauerſtoffüberſchuß aufgebaut ſein. Sie dürfen nach der Umſetzungsgleichung 
keine ſchädlichen Gaſe oder Dämpfe und keine ſchädlichen feſten Rückſtände liefern. 


Briſante Geſteinsſprengſtoffe. 
9 8 


Nitroglyzerin darf ganz oder teilweiſe durch andere nitrierte Abkömmlinge des Glyzerins 
oder durch Nitroglykol erſetzt werden. Bei Sprenggelatine iſt dies nicht zuläſſig. 


Wetterſprengſtoffe. 
5 § 8. 
(1) Wetterſprengſtoffe dürfen kein Aluminium enthalten. 
() Bis zu 40 vom Hundert des Nitroglyzerins dürfen durch Nitroglykol erſetzt werden. 
(8) Ammonſalpeterſprengſtoffe müſſen wenigſtens 4 vom Hundert Nitroglyzerin enthalten. 
Abſ. 2 gilt. 
B. Verpackung und Kennzeichnung. 
a) Patronen. 


8.9. 


Sprengſtoffe dürfen nur in Patronen vertrieben werden. 


8 10. 


Das Patronenpapier muß bei Pulverſprengſtoffen braun, bei den briſanten Geſteinsſpreng⸗ 
ſtoffen rot und bei den Wetterſprengſtoffen gelblich-weiß fein. 


§ 11. 

Die durch die miniſterielle Polizeiverordnung über den Verkehr mit Sprengſtoffen vor⸗ 
geſchriebenen Angaben müſſen in ſchwarzer Schrift auf das Patronenpapier aufgedruckt ſein. Die 
Firma des Herſtellers und die Bezeichnung der herſtellenden Fabrik müſſen in Schriftzeichen an⸗ 
gebracht ſein. 
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b) Pakete. 
8 12. 

(1) Die Pakete der briſanten Geſteinsſprengſtoffe find in rotes Papier, die Pakete der Wetter- 
ſprengſtoffe in gelblich-weißes Papier einzuschlagen. a 

(2) Werden Pulverſprengſtoffe in Paketen verpackt, jo find dieſe in braunes Papier ein⸗ 
zuſchlagen. 

§ 13. 

(1) Die durch die miniſterielle Polizeiverordnung über den Verkehr mit Sprengſtoffen vor⸗ 
geſchriebenen Angaben müſſen in ſchwarzer Farbe angebracht ſein. 

(2) Bei den Wetterſprengſtoffen iſt auf dem Paketpapier außerdem anzugeben, zu welcher 
Gruppe der Sprengſtoff gehört. Das gilt auch für ſolche Geſteinsſprengſtoffe, die einen Marken⸗ 
namen führen. 

e) Kiſten. 
§ 14. 


Die durch die miniſterielle Polizeiverordnung über den Verkehr mit Sprengſtoffen vor⸗ 
geſchriebenen Angaben müſſen bei Wetterſprengſtoffen in ſchwarzer Farbe, bei Geſteinsſprengſtoffen 
in roter Farbe angebracht ſein. Der Name des Sprengſtoffs, die Firma des Herſtellers ſowie die 
herſtellende Fabrik (Herſtellungsort) müſſen in Schriftzeichen, das Jahr der Herſtellung und die 
Kiſtennummer in Zahlen angebracht ſein. 


III. Sonderbeſtimmungen für Sprengſtoffkapſeln. 
A. Beſchaffenheit. 
§ 15. 
(1) Der Leerraum über der Ladung muß mindeſtens 15 mm betragen. 
(2) Die Sprengkapſeln müſſen ein Innenhütchen haben. f 
(3) Sie müſſen einen Flachboden haben. 
(0 Die Iniitierwirkung darf durch eine vierwöchige Lagerung über Waſſer nicht beeinträchtigt 
werden. 
(5) Bei Sprengkapſeln für Schlagwettergruben müſſen Hülſe und Innenhütchen aus Kupfer 
oder Meſſing beſtehen. i 5 
B. Kenntlichmachung. 
§ 16. 
In den Flachboden muß ein vom Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit anerkanntes Fabrikzeichen 
eingeprägt ſein. 


C. Verpackung. 
§ 17. 

() Die Sprengkapſeln müſſen in Schachteln zu 25, 50 oder 100 Stück verpackt ſein. 
(2) Die Schachteln müſſen mit einem Zettel verklebt ſein, auf dem angegeben iſt: 

a) Firma und Fabrik; 

p) Bezeichnung und Nummer der Kapſeln; 

c) Zahl der Kapſeln?ß 

d) Jahr der Herſtellung. 
(3) Ferner muß in jeder Schachtel ein Zettel liegen, aus dem der Zeitpunkt der Herſtellung 

erſichtlich iſt. Jad . 
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IV. Sonderbeſtimmungen für elektriſche Zünder. 
A. Beſchaffenheit. 


§ 18. 
Die inneren Zünderteile müſſen feſt in der Zünderhülſe ſitzen. 


§ 19. 
Die Sprengkapſel muß ſich in die Zünderhülſe gut einführen laſſen und feſt in ihr haften. 


§ 20. 
Bei Zündern für Schlagwettergruben (Wetterzünder) muß die Vergußmaſſe unentflammbar 
ſein. Die Hülſe muß aus Meſſing beſtehen. 
8 2 


(0 Die Zünderdrähte müſſen mindeſtens 2 m lang fein und an allen Stellen, mit Ausnahme 
der Anſchlußenden, iſoliert ſein. 


(2) Die blanken Anſchlußenden der Zünderdrähte müſſen mindeſtens 3 em lang fein. Bei 
Eiſendrähten müſſen die Anſchlußenden verzinnt ſein. 


B. Kenntlichmachung. 
8 22. 


Die Zünderhülſen müſſen die in der Lifte der Bergbauſprengſtoffe und ⸗zündmittel für die 
einzelnen Zünderarten feſtgelegte Farbe haben. 


O. Verpackung. 
§ 23. 
() Die Zünder ſind in Packungen zu höchſtens 100 Stück zu liefern. Jede Packung muß mit 
einem Zettel verſehen ſein, der die in der Liſte der Bergbauſprengſtoffe und ⸗zündmittel für die 
Zünderart feſtgelegte Farbe hat und angibt: 


a) Firma und Fabrik; 

p) Bezeichnung; 

e) Jahr und Monat der Herſtellung; 8 

d) bei Brückenzündern A den Brückenwiderſtand und den Geſamtwiderſtand; 
e) bei Zeitzündern Länge der Zündſchnur oder Zeitfolge. 


() Bei Wetterzündern muß außerdem das Wort „Wetterzünder“ auf dem Zettel ange⸗ 
geben ſein. 


V. Sonderbeſtimmungen für elektriſche Zündmaſchinen. 


A. Beſchaffenheit im allgemeinen. 
§ 24. 
Die Zündmaſchinen müſſen ein widerſtandsfähiges geſchloſſenes Gehäuſe haben. Sie müſſen 
mechaniſch und elektriſch zuverläſſig arbeiten. 
| 8 25. 
Die Zündmaſchinen müſſen jo gebaut fein, daß ſich eine mißbräuchliche Benutzung ver: 
hindern läßt. 
§ 26. 


Die Zündmaſchinen müſſen eine Vorrichtung haben, die den Zündſtrom erſt nach Erreichen 


einer beſtimmten Leiſtungsfähigkeit auf die Schießleitung ſchaltet (Endkontakt). 
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§ 27. 
Federzugmaſchinen müſſen eine Vorrichtung haben, die verhindert, daß der Zündſtrom bei 
nicht voll aufgezogener Feder in die Schießleitung geſchickt wird (Aufzugsſicherung). 


B. Zu ſätzliche Beſtimmungen für Zündmaſchinen für Schlagwetter— 
gruben. 
§ 28. 
Die ſtromführenden Teile mit Ausnahme der Anſchlußklemmen müſſen ſchlagwetterſicher 
gekapſelt ſein. 
§ 29. 
Die Zündmaſchinen dürfen 50 ms (Milliſekunden) nach dem Anſprechen des Endkontakts 
keinen Strom mehr hergeben. 
C. Kenntlichmachung. 
§ 30. 
Auf dem Gehäuſe der Zündmaſchinen muß angegeben ſein: 
a) Firma; 
p) Typenbezeichnung; 
e) Fabriknummer; 
d) Jahr der Herſtellung; 
e) zuläſſige Schußzahl und Zünderart; 
f) bei Zündmaſchinen für Brückenzünder A der Grenzwiderſtand; 
g) das Zeichen ©) bei Zündmaſchinen für Schlagwettergruben. 


VI. Sonderbeſtimmungen für Winenprüfer. 
A. Beſchaffenheit. 
§ 31. 
Die Stromquelle darf Unbefugten nicht zugänglich ſein. Ihre Spannung darf nicht mehr 


als 5 V (Volt) betragen. 
§ 32. 


Die Meßſtromſtärke darf nicht mehr als 25 mA (Milliampere) betragen. 


§ 33. 
Die Minenprüfer müſſen durch eingebaute Widerſtände ſo geſichert ſein, daß ſie auch dann, 
wenn einer der Pole der Stromquelle unmittelbare Verbindung mit dem Gehäuſe oder der 
zugehörigen Anſchlußklemme erhalten ſollte, keinen größeren Strom als 50 mA hergeben können. 


8 84. 
Beide Anſchlußklemmen der Minenprüfer ſind gegen das Gehäuſe zu iſolieren. Das Gehäuſe 
darf nicht zur Stromleitung benutzt werden. 
§ 35. 
Die Meßgenauigkeit von Minenprüfern, die zur Meſſung des Widerſtandes beſtimmt ſind 
(Ohmmeter), muß mindeſtens + 1,5 vom Hundert der Skalenlänge betragen. 


B. Kenntlichmachung. 
§ 36. 
An dem Minenprüfer muß angegeben ſein: 
ö a) Firma; 
b) Typenbezeichnung; 
e) Fabriknummer; 
d) Widerſtandsbereich. 
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VII. Sonderbeſtimmungen für Zündſchnüre. 
A. Beſchaffenheit. 
§ 37. 
Pulverſchlauch und Umſpinnungen dürfen nicht aus Papiergarn beſtehen. 


B. Brenndauer. 
8 88. 

(1) Die mittlere Brenndauer darf nicht unter 110 und nicht über 130 s (Sekunden) für 1 m 
betragen. Die Brenndauer der einzelnen Zündſchnurſtücke darf von der mittleren Brenndauer um 
nicht mehr als + 10 s für 1 m abweichen. ; 

(2) Die Brenndauer darf nach zweiwöchiger Warmlagerung bei 40° C und nach zweiwöchiger 
Feuchtlagerung um nicht mehr als + 10s von der mittleren Brenndauer nach Abf. 1 abweichen. 

(3) Für Zündſchnüre, die zur Verwendung im Salzbergbau beſtimmt ſind, gilt die Beſtimmung 
über die Feuchtlagerbeſtändigkeit nicht. 

(4) Die Brenndauer von Guttaperchazündſchnüren darf nach 24ſtündiger Lagerung unter 
Waſſer beim Abbrennen unter Waſſer um nicht mehr als + 10 s von der mittleren Brenndauer 
nach Abſ. 1 abweichen. 

C. Markenfaden. 
§ 39. 

Jede Zündſchnur muß einen Markenfaden haben, der die herſtellende Fabrik kennzeichnet. 

Der Markenfaden muß vom Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit anerkannt ſein. 


D. Verpackung. 
8 40. 
Die Bündel, in denen die Zündſchnurringe geliefert werden, müſſen mit einem Zettel ver⸗ 
ſehen ſein, der angibt: 
a) Firma und Fabrik; 
b) Bezeichnung der Zündſchnur; 
c) Jahr und Monat der Herſtellung. 


VIII. Sonderbeſtimmungen für Zündſchnuranzünder. 
8 i 
Die Zündſchnuranzünder ſind in Packungen, die nicht mehr als zehn Anzünder enthalten, zu 
liefern. Die Packung muß die Anzünder gegen Feuchtigkeit ſchützen. 


§ 42. 
Auf jeder Packung muß angegeben ſein: 
a) Firma des Herſtellers; 
b) Art und Bezeichnung des Anzünders; 
e) Jahr und Monat der Herſtellung. 


IX. Schlußbeſtimmungen. 
A, Ausnahmen. 
§ 43. 

() In Abweichung von der Vorſchrift des $ 1 Abſ. 1 können die e für ihren 
Verwaltungsbezirk den Vertrieb eines nicht in die Liſte aufgenommenen Sppaßgſtzfff oder Zünd⸗ 
mittels auf beſchränkte Zeit zwecks Erprobung zulaſſen. 

(2) Sonſtige Ausnahmen von den Beſtimmungen dieſer Vorſchrift können von dem Miniſter 
für Wirtſchaft und Arbeit bewilligt werden. 
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B. Strafbeſtimmungen. 
§ 44. 

Für jeden Fall der Nichtbefolgung dieſer Polizeiverordnung wird hiermit die Feſtſetzung 
eines Zwangsgeldes in Höhe bis zu 150 RM, im Nichtbeitreibungsfall die Feſtſetzung von 
Zwangshaft bis zu zwei Wochen angedroht. Soweit die Nichtbefolgung dieſer Polizeiverordnung 
nach Reichsrecht oder Landesrecht mit Strafe bedroht iſt, bleibt die Androhung der Strafe unberührt. 


C. Zeitpunkt des Inkrafttretens. 
§ 45. 
Dieſe Polizeiverordnung tritt am 1. Mai 1935 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Polizei⸗ 
verordnung vom 25. Januar 1923 (Reichsanzeiger Nr. 41 vom 17. Februar 1923) über den 
Vertrieb von Sprengſtoffen und Zündmitteln an den Bergbau außer Kraft. 


Berlin, den 13. Dezember 1934. 
Der Reichswirtſchaftsminiſter und Preußiſche Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit. 


Im Auftrage: 
Schlattmann. 


(Nr. 14218.) Elfte Verordnung über die Aufwertung der Anſprüche aus Pfandbriefen und Schuld⸗ 
verſchreibungen landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditanſtalten, von Stadtſchaften, 
Pfandbriefämtern und gleichartigen öffentlich⸗rechtlichen Kreditanſtalten für den ſtädtiſchen 
Grundkredit und von Landeskultur⸗Rentenbanken. Vom 8. Januar 1935. 


Die in der Zehnten Verordnung vom 19. März 1934 (Geſetzſamml. S. 166) beſtimmte Friſt 
wird hinſichtlich der Anſprüche aus Pfandbriefen und ſonſtigen Schuldverſchreibungen der Weſt⸗ 
preußiſchen Landſchaft und der Neuen Weſtpreußiſchen Landſchaft bis zum 31. Dezember 1935 
verlängert. 

Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1935 in Kraft. 


Berlin, den 8. Januar 1935. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 


für Ernährung und Landwirtſchaft. Der Preußiſche Finanzminiſter. 
In Vertretung: 2 
Willikens. N ee 
Der Reichswirtſchaftsminiſter und f 
Preußiſche Miniſter für Wirtſchaft Der Reichs⸗ und Preußiſche 
und Arbeit. 8 Juſtizminiſter. 
In Vertretung: In Vertretung: 
Poſſe. Schlegelberger. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen. 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —.) 
1. Im Miniſterialblatt für die Preußiſche innere Verwaltung Nr. 40 auf Seite 1193 iſt ein 
Runderlaß des Miniſters des Innern zugleich im Namen des Miniſterpräſidenten — Landespolizei —, 
betreffend die Zuständigkeit zur Verhängung von Ordnungsſtrafen in der Schutzpolizei und der 


Gendarmerie, dom 26. September 1934 veröffentlicht, der mit Wirkung vom 1. Oktober 1934 in 
Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 4. Januar 1935. 
Reichs⸗ und Preußiſches Miniſterium des Innern. 
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2. Im MBliV. Nr. 52 vom 26. Dezember 1934 iſt eine Bekanntmachung des Miniſters des Innern 
vom 15. Dezember 1934, betreffend die Deutſche Arzneitaxe 1935, veröffentlicht, die mit Wirkung vom 
1. Januar 1935 in Kraft getreten iſt. Ay 


Berlin, den 10. Januar 1935. 
Reichs⸗ und Preußiſches Miniſterium des Innern. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. September 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stromverſorgungs-Aktiengeſellſchaft 
Oldenburg⸗Oſtfriesland in Oldenburg i. Oldbg. zum Bau einer 20 000 Volt-Einfachleitung 
zur Übertragung elektriſcher Energie zwiſchen Wiegboldsbur und Hatshauſen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Aurich Nr. 38 S. 102, ausgegeben am 22. September 1934; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. November 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich zum Erwerb von Grund⸗ 
eigentum für Reichszwecke 
durch das Amtsblatt der Regierung in Allenſtein Nr. 50 S. 110, ausgegeben am 15. Dezember 1934; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Dezember 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Huſtädte zum Ausbau des 
Gemeindewegs von Huſtädte nach Rattinghauſen 


durch das Amtsblatt der Regierung in Osnabrück Nr.50 S. 143, ausgegeben am 15. Dezember 1934; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Dezember 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Märkiſche Elektrizitätswerk, A.⸗G. in 
Berlin, zum Bau einer 100 000 Volt⸗Doppelleitung zur Übertragung elektriſcher Energie 
zwiſchen Landsberg a. W. und Stargard i. Pom. 


durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 50 S. 302, ausgegeben am 15. Dezember 1934; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. Dezember 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich zum Erwerb von 
Grundeigentum für Reichszwecke 
durch das Amtsblatt der Regierung in Hildesheim Nr. 51 S. 171, ausgegeben am 22. Dez. 1934; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. Dezember 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Berlin für die Anlage eines 
einheitlichen Dauerwaldes bei Müggelheim 
durch das Amtsblatt für den Landespolizeibezirk Berlin Nr. 104 S. 349, ausgegeben am 22. Dez. 1934; 


7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Dezember 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Hannover zur Durchführung der 
Sandſtraßenunterführung 


durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 1 S. 2, ausgegeben am 5. Januar 1935; 


8. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Dezember 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Schneidemühl zur Anlage eines 
Sportplatzes 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schneidemühl Nr. 1 S. 1, ausgegeben am 5. Januar 1935. 
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